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Leistungsvereinbarung 

gemäß §§ 78a ff. SGB VIII und der „Hessischen Rahmenvereinbarung“  

 

Zwischen: 

Öffentlicher Träger der Jugendhilfe 

 

Jugendamt Stadt Kassel 

Scheidemannplatz 1 

34117 Kassel 

 

und  

Leistungserbringer 

 

GPE - Gesellschaft für Pädagogische Betreuung und Entwicklungsförderung mbH 

Germaniastraße 1 A, 34119 Kassel 

Tel: 0561 / 503 572 02 

Fax: 0561 49943966 

E-Mail: info@GPE-Kassel.de 

www.GPE-Kassel.de 

Geschäftsführung: 

Alexandra v. Hippel, Dipl.-Päd., Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin 

Lea Schuler, M. Sc. Psychologie, B.A. Medienwissenschaften 

 

 

Trägerart: Privater Träger 

Trägergruppe oder Dachverband: 

Dachverband BPA - Bundesverband der An-

bieter privater Pflegedienste, Schiersteiner 

Straße 86, 65187 Wiesbaden, Tel.: 

06113410790, Fax: 061134107910, E-Mail: 

hessen@bpa.de 

Name und Anschrift der Einrichtung: 

 

„Villa Alba”- Betreutes Wohnen, Germania-

straße 1, 34119 Kassel 

Name und Anschrift des Ortes der Erbrin-

gung des Leistungsangebotes (sofern ab-

weichend): 

Siehe oben 

 

Die folgende Leistungsvereinbarung Seite 1 bis   gilt  

von:     bis:     

oder ab:     

 

Öffentlicher Träger der Jugendhilfe Leistungserbringer 

  

 

Datum; Ort Datum; Ort 
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Unterschrift Unterschrift 

 

 

 

 

 

 

Stempel 

 

 

 

 

 

 

Stempel 

1. Ziele des Leistungsangebotes / Leistungsart gem. § 8 Hess. Rahmenvereinbarung 

Benennung des Leistungsangebotes 

Hilfen zur Erziehung gem. § 27 SGB VIII i. V. m.: 

- § 34 SGB VIII – Betreutes Wohnen 

- § 35a SGB VIII – Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischen Behin-

derungen 

- § 41 SGB VIII – Hilfe für junge Volljährige ggf. i. V. m. § 35a 

Betreutes Wohnen für Jugendliche und junge Erwachsene ab 16 Jahren mit psychoso-

matischen und psychischen Problemlagen und Erkrankungen 

Die hier zu beschreibende Leistung bezieht sich auf die Betreuungseinheit “Betreutes Jugend-

wohnen Villa Alba” im Verselbständigungsbereich I (Stufe 3) der GPE-Jugendhilfe-Einrichtun-

gen.  

Das pädagogische Konzept der GPE ist in fünf Stufen angelegt, die sich hinsichtlich der Betreu-

ungsintensität (von Intensivbetreuung bis ambulante Betreuung) und der spezifischen pädago-

gisch Betreuungsbedarfe der Zielgruppe unterscheiden.  Nicht alle Stufen müssen durchlaufen 

werden. Vielmehr erfolgen die Einstufung bei der Erstaufnahme und die jeweiligen geplanten 

Wechsel in die nächste Betreuungsstufe auf der Basis individueller Entwicklungsverläufe und 

pädagogischer Entscheidungen. 

Zum Zeitpunkt der Erstaufnahme in eine der Rund- um-die Uhr betreuten Jugendhilfe-Einrich-

tungen der Gesellschaft für pädagogische Betreuung und Entwicklungsförderung  mbH (GPE) 

lagen bei den jungen Menschen in der Regel psychosomatische und psychische Problemlagen 

sowie Erkrankungen, u.a. mit einem Schwerpunkt auf Essstörungen aller Varianten und Ausfor-

mungen Die jungen Menschen hatten zu diesem Zeitpunkt in der Regel die klinische Behand-

lungsbedürftigkeit ihrer Erkrankung und deren Komorbidität vor der Aufnahme in das gestufte 

pädagogische Programm der GPE-Jugendhilfeeinrichtungen abgeschlossen und benötigten in-

tensive pädagogische Unterstützung beim Wiederanknüpfen an eine altersgerechte psychoso-

ziale und physische Entwicklung. Die GPE bietet dazu ein spezielles Betreuungsangebot mit 

Verzahnung der internen pädagogischen und der parallel extern installierten therapeutischen 

und medizinischen Behandlungsangebote. 

Bei der Aufnahme bzw. bei dem Übergang in die hier vorgestellte Verselbständigungs-

stufe 1 (Stufe 3) “Betreutes Jugendwohnen  Villa Alba“ haben die Jugendliche und jungen 

Erwachsenen die intensivbetreuten vollstationären Wohngruppen der GPE (Villa Viva, Villa 

Viva Gartenhaus und Villa Faro, oder von außen zugehend) erfolgreich - im Sinne einer zuneh-

menden Stabilisierung - durchlaufen oder werden - auf ähnlichem Verselbständigungsniveau - 

von außen aufgenommen.  
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In der Villa Alba erhalten die Bewohner:innen ein stark individualisiertes pädagogisches Be-

treuungsangebot, das ihrer besonderen Lebenssituation nach langem schweren Krankheitsver-

lauf und ggf. langen Hospitalisierungsphasen Rechnung trägt: Einerseits wird das annähernde 

Erwachsenenalter  und die beginnend wiedererworbene emotionale Stabilität mit autonomen 

Wünschen und  guten Ressourcen spezifisch gefördert, andererseits muss gleichzeitig  dem 

noch weiterhin fortbestehenden intensive psychosozialen Betreuungsbedarf  -  emotional wie 

auch im Außen - mit einem spezifischen  haltgebenden pädagogischen und räumlicher Rah-

men  entgegen gekommen werden.  Die jungen Menschen befinden sich vom realen Lebensal-

ter in der Ablösungs- und Verselbständigungsphase, sind aber aus entwicklungspsychologi-

scher Sicht nur partiell an ihre Altersgenossen anschlussfähig: intellektuell durchaus in der 

Lage zu partizipieren und mitzuwirken, emotional noch mit früheren Entwicklungsthemen und 

symptomatischen Erlebens.- und Verhaltensweisen beschäftigt und im sozialen Raum Schule 

und Öffentlichkeit oftmals noch erheblich von Überforderung bedroht.  

Es sollen in der Verselbständigungsstufe 1 in besonders diejenigen sozialen und emotionalen 

Probleme berücksichtigt werden, die mit dem Krankheitsgeschehen in Zusammenhang stan-

den, u.U. krankheitsbedingend und krankheitsauslösend wirksam waren und/oder seit früher 

Kindheit bestehen. Emotionale Regulationsprobleme und Entwicklungsrückstände sowie Ein-

schränkungen im Bereich der sozialen Anschluss- und Kontaktfähigkeit und des Essverhaltens 

sollen in dem spezifischen Betreuungssetting im Sinne einer Nachreifung und eines Anschlus-

ses an eine altersgerechte Entwicklung Raum erhalten und weitmöglichst bewältigt werden 

können. Die Rückfallgefahr wird aktiv berücksichtigt. 

Die pädagogische Betreuung der Zielgruppe beinhaltet vielfältige Herausforderungen, die eine 

dauerhafte pädagogische Sondersituation darstellen. In der Regel nehmen die jungen Menschen 

indikationsgemäß und sehr motiviert ihre psychotherapeutischen Behandlungen auf, arbeiten im 

pädagogischen Kontext gut mit, empfinden aber gleichzeitig ausgeprägte Ambivalenz gegen-

über Gesundung. Insbesondere geht es für die jungen Menschen darum, eine Balance zu finden 

zwischen Verlusterfahrungen und traumatischen Ereignissen, die im sicheren Betreuungskon-

text bewusstseinsnäher, erinnerbarer und (in der externen Psychotherapie) bearbeitbar werden, 

und dem Anstreben von stärkerer Anpassungsfähigkeit und Belastbarkeit sowie Integration der 

erreichten Umstellungen und Entwicklungsfortschritte in den Alltag. Im Prozess dieser sukzessi-

ven emotionalen` Abarbeitung´ und Bewältigung der ursprünglichen Problemstellungen treten 

erfahrungsgemäß weitere, dann jeweils neu erscheinende Problemlagen zutage, bei denen es 

sich um tendenziell noch symptomatische, aber schrittweise gesündere/funktionalere Aus-

drucksformen auf Basis der gleichen strukturellen Problematik handelt, optimalerweise in ver-

schiedenen Phasen des Anschlusses an die altersgerechte Entwicklung sowie an eine erfolgrei-

che Gesundung. Das pädagogische Ziel bleibt gleichwohl, dass der junge Mensch insgesamt 

handlungs- und teilhabefähiger wird und sich mit seinen Wahrnehmungen, Einstellungen, Inte-

ressen, Bedürfnisse und Anliegen in seinem Bezugsumfeld stimmiger positionieren und einbrin-

gen kann. 

Das Jugendamt, sowie bei Minderjährigen die Erziehungsberechtigten, werden an dem Entwick-

lungs- und Betreuungsprozess - nach individueller Absprache bezüglich des Umfangs - syste-

matisch beteiligt. Von entscheidender Bedeutung für eine positive Entwicklung der jungen Men-

schen ist erfahrungsgemäß, dass diese in jeder Phase des Betreuungsprozesses bei allen sie 

betreffenden Themen konsequent beteiligt werden.  Das gestufte pädagogische Betreuungskon-

zept sieht vor, dass der Hilfebedarf inhaltlich und zeitlich fortlaufend angepasst wird. Hierzu fin-

den GPE- intern systematisch psychologisch geleitete Entwicklungsgespräche und auch Um-

züge zwischen den verschiedenen Häusern bzw. Stufen statt. Die Ergebnisse der internen Er-
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hebung des Gesundheitsstatus sowie der externen medizinischen und psychologisch-psychiat-

risch-psychotherapeutischen Behandlungen werden nach Möglichkeit und therapeutischer Indi-

kation systematisch in die pädagogische Betreuungs- und Hilfeplanung einbezogen. Übergänge 

zwischen den Betreuungsstufen werden individuell entschieden und intensiv begleitet, altersbe-

dingte Wechsel des Finanzierungskontextes/ des Leistungsträgers (von der Jugendhilfe zu an-

deren Leistungsträger:innen) werden zeitnah geplant und vorbereitet. Um bei einer Verbesse-

rung der Symptomatik und günstigen Entwicklung schnell und angemessen auf einen veränder-

ten Hilfebedarf der jungen Menschen reagieren zu können, ist die oben beschriebene Koopera-

tion von Leistungsempfänger:innen, Leistungsträger:innen und der GPE wichtig und erforderlich. 

 

2. Zielgruppe für das Leistungsangebot 

Junge Menschen mit Essstörungen aller Varianten und Ausformungen sowie anderen psychosomati-

schen und psychischen Erkrankungen. 

2.1 Notwendige Ressourcen (optio-

nal) 

 

• in der Regel Aufnahme ab 16 Jahre 

• Motivation und Bereitschaft zu eigenständi-

ger, gesunder Lebensführung 

• Zusammenarbeit mit dem Team 

• In der Regel Fähigkeit zur Schul- od. Berufs-

ausbildung oder berufsnahen Beschäfti-

gung (Praktika, …) 

• Fähigkeit zum eigenständigen Wohnen 

• Übernahme von Eigenverantwortung und 

aktive Mitwirkung 

• Keine akute Essstörung (i.d.R. einen stabi-

len 18,5 BMI, vier Wochen gehalten) 

2.2 Ausschlüsse 

 

• Akute Selbst- bzw. Fremdgefährdung 

• akute Psychose 

• Akute, stationär-behandlungsbedürftige Al-

kohol- bzw. Drogenabhängigkeit 

 

3. Strukturdaten des Leistungsangebotes 

Die GPE mbH ist ein privater Jugendhilfeträger (gegründet 2014). Die Gesellschafterinnen und 

pädagogisch-psychologischen Führungskräfte verfügen über langjährige Erfahrung in der pädago-

gischen und therapeutischen Betreuung und Behandlung von jungen Menschen mit Essstörungen, 

der Arbeit mit Familien und/oder Bezugssystemen sowie in der Führung von Einrichtungen der 

ambulanten und stationären Beratung, Betreuung, Behandlung. Darüber hinaus besteht grundle-

gende Erfahrung in der Weiterbildung von Pädagog:innen und Psycholog:innen im Bereich psychi-

scher und psychosomatischen Erkrankungen junger Menschen. Die GPE ist bundesweit mit am-

bulanten und stationären Betreuungs- und Behandlungszentren für Menschen mit Essstörungen 

und weiteren psychosomatischen/psychiatrischen Erkrankungen vernetzt. 

 

3.1 Platzzahl, Anzahl der Grup-

pen; Gruppengröße(n), Betreu-

ungskapazität (ambulant) 

Platzzahl: 14 

1 Gruppe 

 

3.2 Personelle Ausstattung (Stel-

lenumfang -VZÄ- und Qualifika-

tion/Funktion, Personalschlüssel 

gem. §§ 11, 12 RV): 

Personalschlüssel gem. § 12 RV 1:2,24, 6,25 

VZÄ 
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3.2.1 päd. Fachkräfte In der Villa Alba arbeiten pädagogische Fachkräfte, 

dies heißt Sozialarbeiter:innen, Sozialpädagog:in-

nen und Pscholog:innen im Sinne der Hessischen 

Rahmen-vereinbarung. Die Vertretung erfolgt im 

Team. 

Die Mitarbeitenden eines Teams sind regelhaft ge-

mäß eines Bezugsbetreuersystems gemeinsam für 

die zu betreuenden jungen Menschen verantwort-

lich. Sie arbeiten sowohl aufsuchend als auch im 

Rahmen einer Komm-Struktur, wenn dies den jun-

gen Menschen bereits zuzutrauen ist. 

Der Lebensunterhalt der Jugendlichen/jungen Men-

schen wird nach den Vorgaben der Empfehlung zur 

Gewährung von Nebenleistungen des hessischen 

Städte- und Landkreistags sichergestellt. 

3.2.2 Hauswirtschaft Hauswirtschaftliche Betreuung und Beratung (0,70 

VZÄ) erfolgt durch eine/n Hauswirtschafter:in. 

Ein erhöhter Personalbedarf im Bereich Hauswirt-

schaft ergibt sich aus der spezifischen Ausrichtung, 

(Bewohnerinnen, die sich jahrelang einen Großteil 

des Tages mit Gedanken über Essensmengen, Es-

sensauswahl und Körpergewicht befasst haben, nun 

aber Toleranz für ein größeres Lebensmittelspekt-

rum, eine variablere und spontanere Mahlzeitenge-

staltung und Freude an der Vielfalt entwickeln sollen. 

(Bewohner:innen mit annähernd überwundenen es-

sens- und gewichtsbezogenen Problematiken sowie 

Bewohnerinnen mit diversen weiteren psychischen 

Thematiken (Ängsten, weitgehend die zu Betreuen-

den litten in der Vorgeschichte zumeist unter klinisch 

relevanten Essstörungen und haben beim eigenstän-

digen Kochen stehen u.a. auch die Hauswirtschaf-

ter:innen den Bewohner:innen beratend, unterstüt-

zend, auch kontrollierend zur Seite. 

Zum Thema Reinigung und Ordnung benötigen die 

Bewohner:innen ebenfalls Unterstützung für den All-

tag durch die Hauswirtschaft, damit der langfristige 

emotionale Stabilisierungsprozess durch eine gute 

Alltags-, Essens- und Haushaltsstruktur unterstützt 

werden kann. 

Die Beschaffung und Verarbeitung von Nahrungsmit-

teln wird engmaschig mit dem ökotrophologischen 

Personal abgestimmt. 

3.2.3 Leitung Die Gruppenleitung der Wohngemeinschaft ist auf 

zwei pädagogische Fachkräfte aufgeteilt, die der Ge-

schäftsführung/päd. Leitung direkt unterstellt sind. 

Sie sind Fachkräfte mit einschlägiger Fachhoch-

schul- oder Hochschulausbildung (Diplom oder Mas-

ter) und mindestens dreijähriger Berufserfahrung. 
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Die Geschäftsführung führt die Dienst- und Fachauf-

sicht über die pädagogischen und psychologischen 

Mitarbeitenden aus. 

Weitere Informationen zur Leitungsstruktur des Trä-

gers siehe Organigramm im Anhang 

3.2.4 Verwaltung Erfolgt über den Träger mit Einbezug von Auftrags-

leistungen. 

3.2.5 Technischer Dienst Der Technische Dienst (0,25 VZÄ) ist für die In-

standhaltung der Einrichtung verantwortlich. 

3.2.6 Sonstige Dienste übergreifende 

 Dienste wie z.B. psychologi-

scher  Dienst etc., ggf. Einbin-

dung in den  gesamten Trä-

gerbereich  

• Ökotropholog:in (0,17 VZÄ) 

• Der psychologische Dienst (0,25 VZÄ) 

wird gestellt von Pädagog:innen/Psycho-

log:innen mit therapeutischer Weiterbildung 

und Berufserfahrung im therapeutischen 

Feld. Die Bezugsbetreuer:innen werden fall-

bezogen beraten. Es finden in regelmäßiger 

Frequenz, ergänzend zu den wöchentlichen 

Bezugsstunden mit den jungen Menschen 

und ihren jeweiligen Betreuer:innen, so ge-

nannte „Entwicklungsgespräche“ statt. Diese 

Gespräche dienen der Reflexion des Betreu-

ungsgeschehens und der Betreuungsbezie-

hung sowie einer angemessenen Partizipa-

tion der Bewohner:innen an der Betreuungs-

gestaltung und der Betrachtung und Erörte-

rung der Entwicklungsleistung. Die Ergeb-

nisse werden gemeinsam dokumentiert, ein-

geordnet und bewertet. Die Einbeziehung 

der psychotherapeutisch erfahrenen Kol-

leg:innen eröffnet den Bewohner:innen suk-

zessive und systematisch ein vertieftes Ver-

ständnis der eigenen Entwicklungs- und 

Krankheitsgeschichte, entlastet von Schuld-

zuweisungen und fokussiert auf Ressourcen 

und realistische Ziele. Es erfolgt eine Ein-

schätzung der eigenen Bedarfe und Mög-

lichkeiten und somit eine Benennung von 

Entwicklungs- und Zukunftszielen. Die Ge-

spräche finden nicht nur in Krisen, sondern 

kontinuierlich statt und verstärken erreichte 

Ziele und Ressourcen in stabilen Entwick-

lungszeiten. Für die pädagogischen Fach-

kräfte eröffnen sich Reflexionsräume und 

Lernprozesse sowie fachliche Rückversiche-

rungsmöglichkeiten im Betreuungsalltag. 

Durch die triadische Konstellation der Ent-

wicklungsgespräche bleiben wesentliche 

Entwicklungsziele kontinuierlich im Fokus 

und sichern eine hohe Qualität im Betreu-

ungsprozess. Zeiten mit fehlender externer 
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therapeutischer Versorgung der Klient:innen 

können zudem durch den psychologischen 

Dienst überbrückt werden. 

 

• „Insofern erfahrene Fachkraft“ (0,01 VZÄ) 

• Sport- und Bewegungstherapeut:in (0,10 

VZÄ) 

• Systematische Erfassung des psychoso-

matischen Gesundheitsstatus bei Auf-

nahme und im Verlauf (0,08 VZÄ) 

• Gesundheitsmanagement (0,02 VZÄ) 

Einbindung in die Trägerstruktur siehe Organi-

gramm. 

3.3 Einbindung des Angebots in 

die Trägerstruktur 
Angaben zu Dienst- und Fach-

aufsicht, ggf. zentralen Diensten 

Der Träger hat aktuell sechs Einrichtungsbereiche. 

(inkl. ambulante Betreuung) 

Zur Gesamtübersicht des Trägers siehe Organi-

gramm. 

3.4 Sächliche Ausstattung und 

betriebsnotwendige Anlagen 

 

3.4.1 Gebäude, ggf. Nebengebäude, 

 Außenanlage Eigentum oder 

 Mietobjekt, Baujahr, baulicher 

 Zustand, Gesamtgröße des Are-

als 

Bei der von der GPE mbH langfristig angemieteten 

„Villa Alba“ handelt es sich um ein 5-geschossiges 

Gebäude mit 627 qm2 in Massivbauweise aus der 

Zeit 1910 bis 1915, in expressionistischem Stil mit 

klaren geraden Formen, hohen Räumen, funktiona-

ler Raumaufteilung in den Wohnetagen, großzügi-

gem Gemeinschaftsbereich im Erdgeschoss. Das 

Gebäude wurde vor der Anmietung von Grund auf 

saniert und nach Vorgaben der GPE gezielt zur Nut-

zung als Wohngemeinschafts- bzw. Wohngruppen-

haus ausgebaut. Das Haus hat zwei Eingänge und 

eine Einfahrt, die zu einem einladenden Hof mit 

mittig positionierter Ulme und angrenzender Garage 

führt, die multifunktional für Outdooraktivitäten/ Ver-

sammlung/ Treffen/ Werken ganzjährig genutzt wer-

den kann. 

3.4.2 Betreuungs- und Funktionsbe-

reich Anzahl, (Gesamt-) Größe und 

(Grund-)Ausstattung der Räumlich-

keiten des  Betreuungs- und Funkti-

onsbereichs 

14 Plätze für Bewohner:innen, jeweils in Einzelzim-

mern, verteilt auf drei Wohneinheiten 

Wohneinheit 1 OG mit 6-Zimmer, Küche, 2 Bäder (5 

Plätze) 

Wohneinheit 2.OG mit 6- Zimmer, Küche, 2 Bäder (5 

Plätze)  

Wohneinheit 3. OG (DG), mit 4 Zimmern, Wohnkü-

che, 1 Bad (4 Plätze) 

Treffpunkt im EG mit großer Wohnküche, 2 Büro- 

und Beratungsräumen, multifunktionalem Aufent-

haltsbereich, Notschlafstelle für Bewohner:innen in 

Krisen, Mitarbeitendenbad, Gästetoilette, 1 Balkon 
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mit Hofzugang aus dem Mitarbeitendenbüro, 1 wei-

terer Zugang aus dem Aufenthaltsraum herausfüh-

rend. 

3.4.3 besondere Ausstattungsmerk-

male 

 

3.4.4 Fuhrpark, Fahrdienst Drei 7-9-Sitzer Busse sowie ein PKW des Trägers 

können anteilig genutzt werden. Die Fahrzeuge wer-

den von allen fünf Einrichtungen des Trägers ge-

nutzt. 

3.5 Standortaspekte 
Lagebeschreibung, Verkehrsan-

bindungen, Infra- und Angebots-

struktur im Umfeld 

Alle Schulen, die Universitätsstandorte, Arbeits-

plätze, Freizeitstätten und die Innenstadt sind zur so-

zialen Integration der jungen Menschen mit öffentli-

chen Verkehrsmitteln gut zu erreichen. Die Jugendli-

chen und jungen Erwachsenen sollen lernen, sich die 

gesamte Infrastruktur der Stadt mittels einer KVG- 

Monatskarte nutzbar zu machen. 

Die Einrichtung befindet sich in der Nähe der anderen 

Wohngruppen des Trägers und ermöglichen auf bis-

her gewachsene Verbindungen zurückzugreifen und 

ggf. auch Bezüge zur vorherigen Wohngruppe zu hal-

ten und zu nutzen. 

Zudem befinden sich Ärzt:innen und Therapeu-

ten:innen im unmittelbaren Umfeld. 

3.6 Sonstiges  
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4. Konkretisierung der Leistung 

 

4.1 Betreuungssetting  
Aussagen zu Öffnungs- und 

Schließungszeiten, Schlüssel-

prozesse, Aufsichtspflicht, All-

tags- und Freizeitgestaltung, 

schulische und berufliche För-

derung, Ernährung, Gesundheit 

und Hygiene, Krisenintervention  

Die Aufsichtspflicht wird im Rahmen der gesetzlichen 

Bestimmungen und den pädagogischen Notwendig-

keiten gewährleistet. Für alle Jugendlichen und jun-

gen Erwachsen im BW wird die Aufsichtspflicht durch 

die diensthabende Fachkraft über die ständige Rufbe-

reitschaft sichergestellt.  

Eine telefonische Erreichbarkeit der jungen Men-

schen wird vorausgesetzt. 

Konzeptionell gewährleistet ein/e Übergabegespräch 

und -dokumentation und ein digitales Dienstbuch die 

Information der Mitarbeitenden. 

Um einige Risiken zu verringern, gibt es feste Regeln: 

- verbindliche Gesprächstermine mit dem Be-

treuungspersonal 

- nur abgesprochene Außer-Haus-Übernach-

tungen 

- Übernachtung von Gästen nur nach vorheri-

ger Absprache 

- klare Regeln, die den Schutz der mitwohnen-

den Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

betreffen (Betreten der Zimmer nur bei Ein-

willigung des Bewohners/der Bewohnerin, 

Untersagung jeglicher körperlichen Über-

griffe, respektvolle Umgangsformen) 

In den Wohneinheiten der jungen Menschen werden 

in Absprache wöchentliche Hausbesuche / Kontakte 

gewährleistet sowie im Bedarfsfall (z.B. bei Verdacht 

auf Selbst- und Fremdgefährdung) Besuche gegebe-

nenfalls auch zu Kontrollzwecken durchgeführt. Für 

jede Wohneinheit wird ein Zweitschlüssel hinterlegt. 

Es findet die Anleitung u. Unterstützung in Fragen der 

Gesundheit, Ernährung und Hygiene statt. 

Geboten wird eine Betreuung mit:  

- hoher Betreuungsintensität im Rahmen des vorne 

beschriebenen Personalschlüssels,  

- zugehender Beziehungsgestaltung,  

-Förderung der Autonomieimpulse bei expliziter Ver-

meidung von direkter und indirekter Autonomieforcie-

rung -> keine „Komm-Struktur“ 

- dichte Anbindung an den Treffpunkt über Tages- 

und Angebotsstruktur und somit Einbindung in ein so-

ziales Umfeld mit Möglichkeit niederschwelliger und 

zeitnaher Kontaktaufnahme zu Betreuer:innen und 

Mitbewohner:innen 

- gleichzeitige Intensivierung der Kontakte in der eige-

nen WG und den weiteren WGs zu gemeinsamen 

Treffen und Aktivitäten mit Gleichaltrigen 
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- intensive Unterstützung beim Übergang in die am-

bulante Betreuung. Dies wird als Zeichen der Würdi-

gung der originären Autonomiebedürfnisse und -er-

folge intensiv begleitet. 

Erhöhter Betreuungsaufwand wird im Bereich Es-

sensbeschaffung (Verknappung/Geiz in der Selbst-

fürsorge oder übermäßiges Beschaffen und Essen), 

Essenszubereitung und Essenseinteilung sowie im 

gemeinschaftlichen Einnehmen von Mahlzeiten (Zu-

satzbedarf Hauswirtschaft und Ökotrophologie) um-

gesetzt. 

Die Jugendlichen erhalten regelmäßig ein Mieter-

coaching, damit sie bei Auszug auf die Anmietung ei-

ner eigenen Wohnung vorbereitet sind. 

Gewährleistung einer Rufbereitschaft durch das 

Team der Villa Alba, außerhalb der Betreuungszeiten, 

somit ergibt sich 24 Std. Erreichbarkeit an 365 Tage 

im Jahr 

Alltagsgestaltung 

Der Treffpunkt der Villa Alba ist unter der Woche von 

9:00-21:00 Uhr sowie mittwochs bereits ab 06:00 Uhr 

geöffnet. Samstag und Sonntag ist der Treffpunkt je-

weils 5 Stunden besetzt. Die genauen Öffnungszeiten 

am Wochenenden variieren je nach Aktivitäten und 

Bedarf. 

Der Treffpunkt bietet nach täglichen (beruflich/schuli-

schen) Beschäftigung Raum für Austausch, Miteinan-

der und Begleitung durch die Mitarbeiter:innen. 

An den Wochenenden werden kreative, sportliche 

und kulturelle Gemeinschaftsangebote angeboten.  

 

Ernährung 

Zu Beginn und bei einem längerfristigen BMI unter 

18,5 oder bei psychischen Krisen sind die Bewoh-

ner:innen angehalten 7-9 Mahlzeiten pro Woche im 

Treffpunkt einzunehmen. Später sind 3 Mahlzeiten 

verpflichtend. 

Die Ernährung der Bewohner:innen unterliegt kon-

textbedingt (verschiedene Formen von Essstörungen: 

Anorexie, Bulimie, Adipositas) in allen Betreuungsstu-

fen speziellen und sehr unterschiedlichen sowie indi-

vidualisierten Anforderungen und Rahmenbedingun-

gen. Durch lange Phasen der Fehl- und Unterernäh-

rung bestehen Mangelerscheinungen, sowie physio-

logische Probleme, (Bauchschmerzen, Verdauungs-

probleme, Allergien, Unverträglichkeiten). 

Insbesondere haben sich langzeitige (und in den 

Haushalten mehrgenerational) Fehlhaltungen gegen-

über Lebensmitteln und pathologische Schönheits- 

und Lebensstil-Ideale herausgebildet und verfestigt 
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(Vermeidung, Einseitigkeit, paranoide Ängste, Ver-

schiebung psychischer Themen wie z.B. Selbstwert-

probleme auf das Essen und den Körper). Diese Er-

fahrungen kommen über die Betreuungszeit in psy-

chischen und psychosomatischen Akzeptanzprob-

leme in Bezug auf essentielle Nahrungsmittel zum 

Tragen. Der erhöhte Kostenaufwand steht in Zusam-

menhang mit der -vor diesem Hintergrund erforderli-

chen -Vielfalt des Angebots (Kostformen vegan bis 

Vollkost), der Qualität (Bio) sowie der Individualität 

und Flexibilität bei der Abstimmung oder Begleitung 

des Ernährungsplans. 

Ziel ist die sukzessive und möglichst weitgehende Er-

weiterung des tolerierten Lebensmittelspektrums und 

die Flexibilisierung in der Umsetzung. Neue Erfahrun-

gen und Erkenntnisse aus dem Betreuungsprozess 

bewirken erfahrungsgemäß die Einstellungen und 

Haltungen zum Thema Ernährung und Körperbild, al-

lerdings vollziehen sich diese manifeste Verhaltens-

änderungen und Normalisierungsschritte ebenso wie 

Gewichtsveränderungen sehr individuell , sehr unter-

schiedlich und insgesamt erst gegen Ende des Be-

treuungsverlaufs. 

Freizeit 

Im Vordergrund steht die Aktivierung eines individuel-

len Freizeitverhaltens des jungen Menschen. 

Die pädagogischen Fachkräfte geben Anregungen 

und informieren über das bestehende Freizeitangebot 

der Stadt. Darüber hinaus gibt es eine Anleitung zur 

Nutzung der stätischen Infrastruktur und des Sozial-

raums. 

Daneben gibt es zielgerichtete Angebote für die 

Gruppe: 

- gemeinsames Einüben von Essenssituatio-

nen außerhalb der Wohneinheit 

- gemeinsame Unternehmungen wie Kinobe-

suche, Theaterbesuche, Kochen 

- gemeinsame Festgestaltung, wie Weihnach-

ten und Geburtstage 

- darüber hinaus gibt es auch individuell ausge-

richtete Freizeitaktivitäten mit einzelnen Ju-

gendlichen 

Schulische Förderung 

Kooperation mit den jeweiligen Schul- oder Ausbil-

dungsstätten, Feststellen des jeweiligen Förderbe-

darfes und Hilfe bei der Umsetzung (z.B. Organisation 

von Nachhilfe), Beratung und Begleitung bei der Be-

rufsfindung oder Studiengangwahl ggf. Überleitung 

zum SGB II (Jobcenter). 

Gesundheit 
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Das Gesundheitsmanagement der GPE überprüft im 

Dreimonats-Rhythmus GPE übergreifend, ob die ob-

jektiv messbaren Gesundheitsdaten und Termine, 

welche durch die jeweiligen Bezugsbetreuer*innen 

überblickt und koordiniert werden, vollständig und ak-

tuell vorliegen. Dazu zählt das Wahrnehmen von 

Facharztterminen, die aufgrund der Diagnosestellung 

und Alter empfohlen werden: Anbindung an Psychia-

ter, regelmäßige Teilnahme an Psychotherapie, Blut-

untersuchungen beim Hausarzt (Kontrolle essstö-

rungstypischer Marker), regelmäßige gynäkologische 

und zahnärztliche Kontrolltermine, Kieferorthopädie, 

Augenarzt sowie die Aktualität des Impfausweises. 

Verpasste Termine können so schnell aufgeholt und 

anstehende Termine antizipiert werden. 
Krisenintervention 

In psychischen oder körperlichen Krisensituationen 

wird bei Bedarf durch den zuständigen Mitarbeiten-

den der/die behandelnde Ärzt:in (Kinder-, Haus-

ärzt:in und/oder Psychiater:in) -und/oder Psychothe-

rapeuten:in hinzugezogen. Innerhalb von kurzer Zeit 

kann eine aus psychosomatischer Sicht fachlich fun-

dierte Betreuung der Jugendlichen erfolgen. Der/die 

beratende Ärzt:in ist in der Regel telefonisch erreich-

bar, sonst sind die Notfallambulanzen vor Ort zu-

ständig. Alle Klinikformen und Fachärzt:innen befin-

den sich in unmittelbarer Nähe der Wohngemein-

schaft. Das Jugendamt wird umgehend informiert 

und involviert. 

Bei Krisen, die einen Verbleib der Jugendlichen in 

der Wohneinrichtung gefährden, wird zusätzlich ein 

gemeinsames Krisengespräch mit dem zuständigen 

Jugendamt durchgeführt. 

In akuten Krisen ist es in enger Rücksprache mit dem 

ASD möglich die Betreuten übergangsweise in den 

24-Stunden-Wohngruppen des Trägers unterzubrin-

gen. 

Es besteht die Option - in enger Absprache mit dem 

zuständigen ASD - bei besonderen und wiederholten 

Krisen eine Auszeit von bis zu 10 Tagen aus der 

Wohngruppe zu veranlassen. 

Verselbstständigung 

Bewohner:innen erhalten Anfangs verpflichtend, spä-

ter freiwillig Unterstützung bei der Führung eines 

Haushaltbuches, um den verantwortlichen Umgang 

mit den eigenen Finanzen und einen guten Umgang 

mit Geld über die Gegenüberstellung von Einnahmen 

und Ausgaben zu erlernen. 

Zu Beginn wird den BewohnerInnen gemeinsames 

Einkaufen mit dem betreuenden Team angeboten, 
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um zu lernen, welche Einkaufsmengen verhältnismä-

ßig sind und wie viel Geld für Lebensmittel ausgege-

ben werden sollte/kann. Diese Unterstützung wird 

sukzessive reduziert, bis selbständiges Einkaufen gut 

gelingt. 

Es erfolgt eine Vorbereitung auf den Wohnungsmarkt 

und eine Förderung der Kompetenzen im Bereich 

Versicherungen und Recht. 

Schrittweise werden die Unterstützungsangebote der 

Betreuenden so verändert, dass das junge Erwach-

sen die begleitete Verantwortung für Ihre Gesundheit 

und ihr Leben erlangen. 

4.2 Aufnahme und Entlassungs-

verfahren 
  

Die Aufnahme, Hilfeplanung und Beendigung erfol-

gen nach dem bekannten Hilfeplanverfahren und Be-

richtsvorlagen des Jugendamtes der Stadt Kassel 

bzw. des belegenden Jugendamtes. 

 

Das zuständige Jugendamt übermittelt dem Träger 

vor Beginn der Hilfe eine Kostenübernahmeerklä-

rung für die Maßnahme. Bei Beendigung der Hilfe 

verschickt das Jugendamt umgehend einen Beendi-

gungsbescheid. 

 

Aufnahme 
Die Einleitung der Hilfe erfolgt nach vorheriger Ab-
klärung der Passung zwischen konzeptionellen An-
forderungen und der Bereitschaft des jungen Men-
schen an diesen mitzuwirken und wird durch das Ju-
gendamt eingeleitet. Das Jugendamt übermittelt der 
in Aussicht genommen Einrichtung alle für eine mög-
liche Aufnahme erforderlichen Informationen. Dazu 
kann die Gruppe durch die Familie besucht und Ge-
spräche mit den Betreuern geführt werden. 
 
Sofern eine Aufnahme seitens der Einrichtung mög-
lich ist, wird das Jugendamt den Träger über alle re-
levanten Umstände, die zu der angefragten Auf-
nahme geführt haben, informieren und ggf. Berichte 
zukommen lassen.  
 
Zu Beginn der Hilfe wird mit allen Beteiligten (junger 
Mensch, Sorgeberechtigte, fallzuständige Fachkraft 
des Jugendamtes, Mitarbeiter der Einrichtung) ein 
Aufnahmegespräch geführt, welches auch gleichzei-
tig das erste Hilfeplangespräch darstellt. In dem ers-
ten Hilfeplangespräch werden den Beteiligten durch 
die fallführende Fachkraft des Jugendamtes die be-
reits vereinbarten Wirkungsziele dargelegt und die 
Handlungsziele vereinbart. 
 
Hilfeplan 
Für die weitere Hilfeplanung setzt sich das fallzu-
ständige Jugendamt mit dem Träger in Verbindung. 
Die im ersten Hilfeplangespräch vereinbarten Ziele 
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werden in mindestens jährlich erfolgenden Hilfeplan-
gesprächen gemeinsam überprüft und die Hand-
lungsziele neu vereinbart. 
Das Jugendamt lädt alle Beteiligte rechtzeitig zum 
Hilfeplangespräch ein. Der Träger erstellt einen 
strukturierten Bericht zum Verlauf der Hilfe sowie der 
Entwicklung des jungen Menschen und übermittelt 
diesen mindestens zwei Wochen vor dem vereinbar-
ten Hilfeplangespräch dem Jugendamt. 
Das Jugendamt dokumentiert die Hilfeplangesprä-
che schriftlich und lässt allen Beteiligten eine Kopie 
zukommen. 
 
Beendigung 
Die Beendigung erfolgt gemäß Hilfeplan und formal 
durch das Jugendamt. Es wird ein gemeinsames Ab-
schlussgespräch mit allen Beteiligten vereinbart. Der 
Träger erstellt vor dem Gespräch einen strukturier-
ten Abschlussbericht und übermittelt diesen rechtzei-
tig dem Jugendamt. 
 
Auch bei einer unplanmäßigen Beendigung wird ein 
gemeinsames Abschlussgespräch mit allen Beteilig-
ten angestrebt und ein Abschlussbericht durch den 
Träger erstellt. 
 
Unplanmäßige Beendigungen durch den Träger kön-

nen nur nach mehrfachen Krisengespräche mit den 

jungen Menschen und Sorgeberechtigten z.B. auf-

grund wiederholter und/ oder gravierender Regelver-

stöße innerhalb der Gruppe erfolgen. Das Jugend-

amt wird frühzeitig informiert und gegebenenfalls im 

Rahmen der Krisenintervention eingebunden. 

4.3 Steuerung und Reflexion der 

pädagogischen Arbeit  
Supervision und Fortbildung, 

Dokumentation, Qualitätsma-

nagement, Besprechungsstruk-

tur  
 

Definition fachlicher Standards und Prozeduren 

Alle Mitarbeitenden erhalten regelmäßig Schulungen 

und Fortbildungen zu allen relevanten Themen. Für 

neue Mitarbeiter:innen erfolgt eine Einarbeitung. 

Zusätzliche steht im Büro ein Handordner und liegen 

alle relevanten Informationen im internen Netzwerk 

digital vor, beides ist allen Mitarbeitenden zugänglich. 

Hier sind Leitbild, Notfallprozeduren und die Stan-

dardalltagsregeln/-prozesse (Essenszeiten, Tages-

pläne) hinterlegt. Die Inhalte des Ordners werden 

kontinuierlich aktualisiert und erweitert. 

Interne Dokumentation und Berichtswesen 

Zu jedem/r Bewohner:in wird eine Akte geführt, in der 

wichtige therapeutische und pädagogische Prozesse 

regelmäßig dokumentiert werden. Ratingskalen des 

erzieherischen Bedarfs werden für jede/n Bewoh-

ner:in regelmäßig erstellt und evaluiert. Berichte an 

Behandler:innen und Institutionen werden entspre-

chend den gesetzlichen Vorgaben zeitnah erstellt. 
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Die pädagogische Gruppenleitung achtet auf Einhal-

tung der Datenschutzbestimmungen und der Vernich-

tungsdauer. 

Besprechungsstruktur 

Für alle im pädagogischen/hauswirtschaftlichen/öko-

trophologischen Bereich arbeitenden Mitarbeitenden 

findet wöchentlich eine gemeinsame Teambespre-

chung statt. Diese dient als Fall- und Organisations-

besprechung. 

Gemeinsam mit den Bewohner:innen finden Gesprä-

che mit den Behandler:innen und Vertreter:innen der 

Schulen und anderen Kooperationspartner:innen in 

einer internen Fallkonferenz statt. Diese Konferen-

zen werden durch die pädagogische Gruppenleitung 

geleitet, die sich auch für die Steuerung und Refle-

xion der Arbeit verantwortlich zeichnet. 

Hinzu kommen regelmäßige Hilfeplangespräche, 

jährliche Mitarbeitendengespräche und halbjährliche 

Besprechungen mit der wirtschaftlichen Leitung und 

Verwaltung. 

Regelung zu Supervision 

Wegen der Ausrichtung der Einrichtung auf eine 

schwerbelastete Klientel sowie der multiprofessionel-

len Teamzusammensetzung besteht ein erhöhter 

Supervisionsbedarf, d.h. 15 x jährlich 90 Minuten. 

Teilweise findet die Supervision auch in Subteams - 

nach Profession oder Arbeitsfeld - statt (z.B. Ökotro-

phologie und Hauswirtschaft). 

Zusätzlich findet 12 x jährlich eine Leitungssupervi-

sion für alle Bereichs-, Haus- und Gesamtleitungen 

statt. 

 

Regelung zu Fortbildung 

Im Rahmen des GPE-Fortbildungsprogramms, fin-

den ca. alle zwei Monate ärztliche/psychosomati-

sche/ psychotherapeutische, Fortbildungen durch 

externe Experten statt. Diese fokussieren die jeweils 

aktuellen, zielgruppenspezifischen Herausforderun-

gen in der pädagogischen Arbeit., z.B. Umgang mit 

sexuellen Identitätsthematiken, Selbstverletzungen, 

Dissoziationen, Suizidalität, posttraumatische Belas-

tungsstörungen, sexualisierte Gewalt, Psychophar-

maka etc. 

Weiterhin gehören zur Arbeitsstruktur regelmäßige 

Fortbildung zu allen weiteren arbeitsrelevanten The-

men: neuen sozialen Medien, Gesprächsführung, 

Kindeswohl, Partizipation und Teilhabe, sozialrechtli-

che Grundlagen, etc. Darüber hinaus erfolgen Fort-

bildungen zu wohngruppenspezifischen Themen wie 

Hygiene, Sozialdatenschutz, etc.. 

 



Anlage 1 Leistungsvereinbarung - Beschluss der JHK vom 07.09.2018 Seite 16 von 
23 
 

Qualitätsmanagement, Verfahren, Prozesse 

Regelmäßige Rückmeldung der Bewohner:innen an 

die Gruppenleitung in Wohngruppensitzungen; zu-

sätzlich besteht die Möglichkeit der Rückmeldung in 

Einzelgesprächen und via „Lob- und Kritik-Briefkas-

ten“. 

Die Ergebnisse von Hilfeplangesprächen und insbe-

sondere Abweichungen von den vereinbarten Zielen, 

sowie die Ergebnisse der Erfassung des Gesund-

heitsstatus werden regelmäßig ausgewertet, mit den 

Betroffenen durchgesprochen und ggf neue Hand-

lungsschritte zur Zielerreichung und interne Verein-

barungen getroffen, deren Umsetzung neben den 

Hilfeplangesprächen auch durch die Erfassung des 

Gesundheitsstatus überprüft wird, diese Vorgehens-

weise dient der Qualitätssicherung und der Wahrung 

der Rechte der Bewohner*innen. 

In die Qualitätsentwicklung fließen fortlaufend die Er-

kenntnisse des Beteiligungs- und Beschwerdever-

fahrens ein. Des Weiteren wird die Anwendung des 

Präventions- und Schutzkonzeptes vor Gewalt zu-

sätzlich durch das Qualitätsmanagement überprüft. 

 

Systematische Erfassung des psychosomati-

schen Gesundheitsstatus bei Aufnahme und im 

Verlauf 

Im Sinne der Qualitätssicherung erfasst die GPE seit 

2018 in allen stationären Einrichtungen kontinuierlich 

Gesundheits- und entwicklungsrelevante Daten der 

Bewohner:innen. Hierfür wird, mit dem Einverständ-

nis der Bewohner:innen, zum Zeitpunkt ihres Ein- 

und Auszugs (45 min) sowie im halbjährlichen Tur-

nus ein kurzer (ca. 10 Minuten, via Handy) Fragebo-

gen ausgefüllt. Das Augenmerk liegt auf der Erfas-

sung besonders relevanter und bekannter Problem-

bereiche wie essgestörte Verhaltensweisen, Depres-

sionen, Selbstwert, Lebenszufriedenheit und auf der 

Erfassung allgemeiner Symptomatiken. Darüber hin-

aus wird die persönliche Zielerreichung erfasst. 

Nach Auswertung der Daten werden die Ergebnisse 

vom psychologischen Dienst im Rahmen eines Ent-

wicklungsgesprächs erklärt und besprochen. Per-

sönliche Fort- und Rückschritte in den erfassten Be-

reichen können durch die Bewohner:innen antizi-

piert, besprochen und im besten Falle für die weitere 

Entwicklung genutzt werden. 

Die Daten ermöglichen zudem eine fortlaufende 

Qualitätssicherung der einzelnen Einrichtungen so-

wie des gesamten Trägers. Die Effektivität des päda-

gogischen Betreuungs- und Interventionsrahmens in 

den Wohngruppen wird so kontinuierlich anhand der 
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Gesundheitsdaten und persönlichen Zielerreichung 

überprüft.  

Die Konzeption sowie die gesamtheitliche Auswertung 

der Daten erfolgt in Kooperation mit Prof. Dr. Fröh-

lich-Gildhoff und einem externen Statistiker. 

4.4 Partizipation 
  

Im Alltag treffen die Jugendlichen /jungen Menschen 

ihre Entscheidungen selbst. Erforderlichenfalls wer-

den sie durch die pädagogischen Fachkräfte unter-

stützt. 

Bei Bedarf sind Einzel- und Gruppengespräche mög-

lich und können von den Fachkräften oder den jungen 

Menschen einberufen werden. 

Durch Fortbildung aller Mitarbeitenden wird Wert da-

raufgelegt, dass in der Zusammenarbeit Fehler und 

Beschwerden toleriert werden und sich eine Atmo-

sphäre entwickelt, in der alle Anliegen der Bewoh-

ner:innen wertgeschätzt und wenn möglich berück-

sichtigt werden. 

Die pädagogische Betreuung der Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen erfolgt immer im Hinblick auf die 

vereinbarten Ziele und die allgemeine Verselbststän-

digung. Die Einrichtung verfügt über ein Konzept zu 

Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechten junger 

Menschen in Einrichtungen, welches zusammen mit 

den Bewohner:innen erarbeitet wurde und regelmä-

ßig im Rahmen der Haussitzungen besprochen und 

ergänzt wird. 

Zudem wird jedem/jeder Bewohner:in bei Einzug eine 

Übersicht über seine Mitbestimmungs- und Be-

schwerderechte ausgehändigt. 

Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen werden in 

der Auswahl der Freizeitangebote aktiv einbezogen 

wie auch in alle anderen wichtigen Entscheidungen. 

Auch an allen Gesprächen und Hilfeplangesprächen 

sind die Bewohner:innen beteiligt. 

Es ist eine Interessenvertretung installiert. Für die 

Wohngruppe werden von den Bewohner:innen aus 

ihren Reihen zwei Vertrauensbewohner:innen sowie 

zwei Vertrauensbetreuer:innen gewählt. Alle vertre-

ten zusätzlich die Belange der Betreuten. 

Des Weiteren werden die Bewohner:innen aktiv moti-

viert, Hausregeln sowie ein funktionierendes Partizi-

pations- und Beschwerdeverfahren zu etablieren. 
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Die doppelte Interessenvertretung fungiert im Rah-

men des Beschwerdemanagements als wichtiger An-

sprechpartner. Bei der Bearbeitung der Beschwerden 

werden sie in festgelegter Form mit einbezogen.  

Alle vier Wochen wird eine Haussitzung durchgeführt, 

in der wichtige Themen des Zusammenlebens be-

sprochen werden. 

In allen Einrichtungen des Trägers ist ein „Lob- und 

Kritik-Briefkasten“ installiert und diesem befinden 

sich zusätzlich die Kontaktdaten der Heimaufsicht, 

verschiedener externer Hilfsangebote sowie jene der 

Geschäftsleitung/ päd. Gesamtleitung. Zusätzlich 

sind dort die Vertrauensbewohner:innen und -be-

treuer:innen vermerkt. 

4.5 Elternarbeit  Eltern, Sorgeberechtigte und Angehörige werden 

nach Wunsch und Bedarf eingebunden. 

Emotionale Begleitung und Unterstützung des jungen 

Menschen bei der Entwicklung der Elternkontakte fin-

det statt. 

Bei Bedarf können Eltern – nach Absprache auch am 

Wochenende - zu Familiengesprächen vor Ort in der 

Einrichtung anreisen sowie auch telefonisch Vorbe-

reitung zu den Heimfahrten und telefonisches 

Coaching während der Heimfahrten des jungen Men-

schen erhalten. 

4.6 Vernetzung und Kooperation  
 

Schule und Beruf: 

8 Gesamtschulen/ 1 Realschule/ 7 Gymnasien/ 2 

Gymnasiale Oberstufenschulen/ 

3 berufliche Gymnasien/ 8 berufliche Schulen mit 

FOS 

2 Schulen für Erwachsene 

Universität 

Kooperation mit Arbeitgeber:innen und überbetriebli-

chen Ausbildungsstätten der Bewohner:innen 

Örtliches und/oder fallzuständiges Jugendamt: 

Jugendamt der Stadt Kassel, Allgemeine Soziale 

Dienste, Kurt-Schumacher-Str. 27, 34117 Kassel 

Ärztliche Versorgung: 

-Klinikum Kassel, Klinik für Kinder- und Jugendmedi-

zin mit Abteilung für Kinder- und Jugendpsychosoma-

tik, 

-Vitos Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des 

Kindes- und Jugendalters, 

-Ludwig-Noll-Krankenhaus,  

-Zentrum für Soziale Psychiatrie Merxhausen in Bad 

Emstal mit Außenstelle in Kassel, Wilhelmshöher Al-

lee 

-Parklandklinik mit Akut- und Rehabereich Essstörun-

gen, Traumtherapie Bad Wildungen 
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-Schön Klinik mit Akut- und Rehabereich Essstörun-

gen, Traumtherapie Bad Arolsen 

Sozialraum: 

Die Wohngruppe liegt zentrumsnah im Westen der 

Stadt, im Stadtteil ̀ Vorderer Westen´, traditionell eher 

bewohnt von Beamten, Angestellten, Studenten, hö-

here Bildung, mehr Wohnraum pro Person. Die zent-

rale Lage bietet zügigen Zugang zu allen Schulen (5-

20 min) und der Universität (10 min). 

4.7 Sonstiges   

 

5. Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII 

 

5.1 Zuständigkeit beim freien 

Träger 
 

Zuständig für die Aufnahme von Mitteilungen bzw. für 

die Wahrnehmungen, die Anhaltspunkte für eine Kin-

deswohlgefährdung enthalten, sind alle pädagogi-

schen Fachkräfte und weitere psychologische oder 

ökotrophologische Mitarbeiter:innen (z.B. die jeweils 

diensthabende pädagogische Fachkraft, Bereit-

schaftsdienste, Ökotropholog:innen). 

 

Zuständig für die Bearbeitung oder die sofortige per-

sönliche Weiterleitung an  

- die Gruppenleitung, 

- die pädagogische Gesamtleitung (Alexandra von 

Hippel)  

- die „insofern erfahrene Fachkraft“ der GPE  

ist die jeweils diensthabende pädagogische Fach-

kraft. 

 

Zuständig für die Gewährleistung des im Folgenden 

beschriebenen Verfahrens ist die pädagogische Ge-

samtleitung Alexandra von Hippel. 

 

Zuständig für die Abschätzung des möglichen Ge-

fährdungspotentials und den Einbezug der „insoweit 

erfahrenen Fachkraft“ gemäß § 8 SGB VIII ist die pä-

dagogische Gesamtleitung Alexandra von Hippel. 

 

Zuständig für die Dokumentation ist die jeweilige zu-

ständige pädagogische Fachkraft in Absprache mit 

der pädagogischen Gesamtleitung. 

 

Zur Hinzuziehung bei der Abschätzung des Gefähr-

dungsrisikos steht eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ 

zur Verfügung. 

 

Zuständig für die Weiterleitung von Informationen an 

das Jugendamt ist die pädagogische Gesamtleitung 

Alexandra von Hippel bzw. die Stellvertretung. 



Anlage 1 Leistungsvereinbarung - Beschluss der JHK vom 07.09.2018 Seite 20 von 
23 
 
5.2 Eignung der Beschäftigten Beschäftigt werden gemäß Hessischer Rahmenver-

einbarung Personen, die persönlich und fachlich ge-

eignet sind. 

Bei Einstellung und auch wiederkehrend in maximal 

5-Jahres-Abständen wird von den Beschäftigten ein 

erweitertes Führungszeugnis angefordert. 

Eine Beschäftigung von Personen mit Eintragungen 

im Führungszeugnis nach § 72a SGB VIII ist ausge-

schlossen. 

 

Es liegt in der Verantwortung der Geschäftsführung 

die Eignung der Beschäftigten zu prüfen und zu do-

kumentieren. 

 

Durch die Einbindung in interne und externe Weiter-

bildungen sowie durch Evaluation wird die Eignung 

der Bewerber:innen nicht nur bei Einstellung, son-

dern auch im Verlauf geprüft. 

5.3 Verfahren zur Vermeidung 

von Kindeswohlgefährdung  

Es ist sichergestellt, dass  

1. die Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger An-

haltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen be-

treuten Kindes oder Jugendlichen im Zusammenwir-

ken mehrerer Fachkräfte eine Gefährdungseinschät-

zung vornehmen,  

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit er-

fahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird,  

3. die Sorgeberechtigten sowie der junge Mensch in 

die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, 

soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 

oder Jugendlichen nicht gefährdet wird.  

4. Bei gewichtigen Anhaltspunkten auf eine Kindes-

wohlgefährdung haben die Fachkräfte des Trägers 

mit dem jungen Menschen und deren Sorgeberech-

tigten zeitnah und der Dringlichkeit angepasst einen 

Schutzplan zu erstellen und zu dokumentieren. Die-

ser ist von allen Beteiligten zu unterzeichnen. Die 

Überprüfung der Umsetzung ist zu terminieren und 

von der fallzuständigen Fachkraft des Trägers zu 

überprüfen. 

 

Bei einer akuten Gefährdung oder falls die Gefähr-

dung nicht durch den erstellten Schutzplan abgewen-

det werden kann, die Vereinbarungen nicht umge-

setzt werden oder die Beteiligten nicht zur Mitwirkung 

bereit sind, wird umgehend die fallzuständige Fach-

kraft des Jugendamtes oder der Bereitschaftsdienst 

schriftlich, per Fax und telefonisch informiert. Außer-

halb der Geschäftszeiten wird bei einer akuten Ge-

fährdung des jungen Menschen die Polizei informiert. 
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Ansprechpartner beim Jugendamt der Stadt Kassel 

ist der Bereitschaftsdienst der Allgemeinen Sozialen 

Dienste (ASD), Kurt-Schumacher-Straße 27, 34117 

Kassel; Tel. 0561 787-5301, Fax 0561 787-5303. 

Dort werden dann gem. § 8a SGB VIII die weiteren 

Schritte eingeleitet. 

 

Die pädagogische Gesamtleitung (Frau v. Hippel) 

stellt in Zusammenarbeit mit dem interdisziplinären 

Team sicher, dass die Jugendlichen und jungen Er-

wachsenen gut über ihre Rechte und Gefährdungssi-

tuationen in Institutionen und im Alltag informiert sind 

und eine Kommunikationsstruktur besteht, in der 

Probleme angesprochen werden können (siehe Parti-

zipation). 

Die Mitarbeitenden sind über mögliche Gefährdungs-

situationen und entsprechende Abläufe informiert. 

 

Methoden zur Abschätzung des Gefährdungsrisi-

kos 

Die Mitarbeitenden sind über das Schutzkonzept in-

formiert. Zur besseren Abschätzung eventueller Ge-

fährdungssituationen steht eine Indikatorensammlung 

zur Kindeswohlgefährdung zur Verfügung. 

 

Die „insoweit erfahrenen Fachkraft“ nimmt regelmä-

ßig qualifizierte Fortbildungen in Anspruch. 

 

Nach Eingang einer Information, die Anhaltspunkte 

für eine Kindeswohlgefährdung enthält bzw. bei ent-

sprechenden Wahrnehmungen zu Anhaltspunkten ei-

ner Kindeswohlgefährdung wird diese unverzüglich 

an 

- die Gruppenleitung  

- die pädagogische Gesamtleitung (Alexandra 

von Hippel)  

- insofern erfahrene Fachkraft gemäß § 8 

SGBVIII  

gemeldet. 

 

Die/der Mitarbeitende nimmt unverzüglich im Rah-

men einer kollegialen Beratung mit der pädagogi-

schen Gruppenleitung bzw. der Stellvertretung und 

der „insofern erfahrenen Fachkraft“ eine Abschätzung 

des möglichen Gefährdungspotentials für das Kind/ 

die Jugendliche/ den Jugendlichen vor. Soweit mög-

lich sind bei der Abschätzung alle im Haushalt bzw. 

der Wohngruppe lebenden Kinder und Jugendlicher 

zu berücksichtigen. 
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Die Hinweise und oder der begründete Verdacht auf 

das Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung sowie 

weitere Schritte werden schriftlich dokumentiert (s. 

Dokumentation). 

 

Einbeziehung und Einwirkung auf Eltern/ Perso-

nensorgeberechtigte, Kinder und Jugendliche 

Bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos werden 

die Personensorgeberechtigten sowie das Kind/ die 

Jugendliche/ der Jugendliche (in altersgerechter 

Form) einbezogen so weit hierdurch der wirksame 

Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage 

gestellt wird.  

 

Dokumentation 

Alle Hinweise, der begründete Verdacht auf das Vor-

liegen einer Kindeswohlgefährdung sowie die im Wei-

teren getroffenen Maßnahmen zur Sicherung des 

Kindeswohls werden dokumentiert. 

Die Erfassung der Informationen zur Gefährdungs-

meldung (s.o.) erfolgt auf einem Meldebogen. Die 

Dokumentation wird von der informierten, pädagogi-

schen Fachkraft unterschrieben. 

Die Dokumentation der weiteren Bearbeitung bein-

haltet die Einschätzung der kollegialen Kurzberatung 

zu a, b, c, d, die weiteren geplanten bzw. umgesetz-

ten Hilfen, die Wiedervorlagezeiten und die jeweils 

neu getroffenen Risikoeinschätzungen. 

Die Dokumentation sowie die Einschätzung und ge-

plante Maßnahmen werden von der Gruppenleitung 

und der pädagogischen Gesamtleiterin gegenge-

zeichnet. 

 

Im Frühjahr 2020 haben Mitarbeitenden aus allen 

Einrichtungsteilen an einer zertifizierten Ausbildung 

als insofern erfahrene Fachkraft teilgenommen, wo-

von zwei mit der Aufgabe der „insofern erfahrenen 

Fachkraft“ betraut sind. 

Kooperation und Evaluation unter Berücksichti-

gung des Datenschutzes 

Die Auswertung der Fälle von Kindeswohlgefährdung 

ist Teil der jährlich zwischen Träger und dem Jugend-

amt stattfindenden QE-Auswertungsgespräche. 

 

Qualitätsentwicklung  
Der Träger nimmt an der Qualitätsentwicklungsvereinbarung gemäß §§ 78 a ff SGB VIII und der 

Hessischen Rahmenvereinbarung zwischen dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe der Stadt 

und dem Leistungserbringer im Rahmen einer wirkungsorientierten Qualitätsentwicklung teil. Das 

Verfahren bezieht sich auf eine Standardisierung vor Hilfebeginn, Messung zur Wirkung, Befra-

gung zur Zufriedenheit der Leistungsberechtigten und Qualitätsdialoge. 
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Datenschutz 

In der öffentlichen Jugendhilfe sind für die erhobenen, verarbeiteten und genutzten Sozialdaten 

das Sozialgeheimnis und die Sozialdatenschutzvorschriften gemäß § 35 Abs. 1, 2a, 3,4 und 5 

SGB I, §§ 61 Abs. 3, 62 bis 68 SGB VIII, §§ 67 bis 80 SGB X und §§ 83 bis 84 SGB X anzuwen-

den. 

Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so 

ist vom öffentlichen Träger der Jugendhilfe sicherzustellen, dass der Schutz der personenbezo-

genen Daten bei der Erhebung und Verwendung in entsprechender Weise gewährleistet wird. 

Der Leistungserbringer stellt daher sicher, dass die Rechte der informellen Selbstbestimmung, 

der Schutz der Sozialdaten und der Informationen zu jeder Zeit gewährt und Daten nur erhoben 

werden, wenn diese erforderlich sind. Er beachtet den Grundsatz 

- der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, 

- der Verarbeitung nach Treu und Glauben, 

- der Transparenz, 

- der Zweckbindung, 

- der Datenminimierung, 

- der Richtigkeit der Daten, 

- der Speicherbegrenzung, 

- der Integrität und Vertraulichkeit und 

- der Rechenschaftspflicht. 

Darüber hinaus ist der Leistungserbringer verpflichtet, Sozialdaten, die vom öffentlichen Träger 

der Jugendhilfe übermittelt werden, nur für den übermittelten Zweck zu verarbeiten. Der Leis-

tungserbringer hat die Sozialdaten im selben Umfang vertraulich zu behandeln, wie der Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe entsprechend der oben genannten Rechtsgrundlage. 

Die Regelungen zum kirchlichen Datenschutz bleiben unberührt. 

 

Zur Information (und damit nicht Bestandteil der Vereinbarung): 

Konzeptionelle Grundlagen  

Schutzkonzept gem. § 8a SGB VIII 


